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Wirtschaftlich Bilanz ziehen – das 
geht nicht nur für Unternehmen, 
sondern auch für Staaten. Anhand 
der Leistungsbilanz, die alle Einnah-
men und Ausgaben gegenüberstellt, 
können Forscher Aussagen über die 
Wirtschaftskraft und über mögliche 
kritische Teilbereiche eines Landes 
treffen. 

Anzustreben ist in der Regel 
eine weitgehend ausgeglichene 
Leistungsbilanz – sowohl ein 
großer Überschuss als auch ein 
starkes Defizit können auf Dauer 
negative Folgen haben.

Auf der Suche nach dem Gleichgewicht

Weltwirtschaft. In den vergangenen Jahren haben die wirtschaftlichen Ungleich- 
gewichte global zugenommen. Besonders  die USA mit einem höheren Defizit und China 
mit einem gestiegenen Leistungsüberschuss stechen hervor. Das birgt Gefahren – auch 
für Deutschland und die EU.

Das IW hat sich nun die Leistungs-
bilanzen verschiedener „Big Player“ 
angeschaut. Die Ergebnisse:

USA. Die Vereinigten Staaten 
haben ein chronisches Staatsdefizit. 
Nach der Coronapandemie ist es 
kaum gesunken, vielmehr steigen die 
Staatsausgaben immer weiter und 
nötige Steuererhöhungen werden 
politisch blockiert. 

Das hohe Staatsdefizit zieht die 
Leistungsbilanz nach unten, auch 
weil es die Zinsen nach oben treibt. 
Die höheren Zinsen ziehen mehr 
Kapital an, was wiederum den Dollar 

aufwertet und die amerikanischen 
Exporte teurer werden lässt. 

Deutschland. Die zahlreichen 
Krisen der vergangenen Jahre haben 
die Wirtschaft unter Druck gesetzt. 
Zusätzlich belasten die nachlassende 
Auslandsnachfrage, die Zollpolitik 
der USA sowie das Exportstreben 
und der hohe Konkurrenzdruck 
Chinas die deutschen Warenexporte. 
Das wirkt sich auf die deutsche 
Leistungsbilanz aus (Grafik Seite 3):

Der Leistungsbilanzsaldo 
Deutschlands ist von 8,1 Prozent 
im Jahr 2015 auf 4,4 Prozent im 
Jahr 2025 gesunken.

Dass er trotzdem noch so deutlich 
im Plus ist, liegt in erster Linie an der 
schwachen heimischen Nachfrage. 
Vereinfacht gesagt: An mehreren für 
die Leistungsbilanz wichtigen Stellen 
zeigen sich hierzulande Schwächen.

Das Infrastrukturprogramm der 
Bundesregierung soll dem entgegen-
wirken und mit einem Volumen von 
insgesamt 500 Milliarden Euro die 
inländische Investitionstätigkeit und 
die Nachfrage ankurbeln. Zudem 
sollen wirtschaftspolitische Refor-
men stärker private Investitionen 
anreizen. Deutschland hat also 
grundsätzlich ein paar wichtige 
Weichen gestellt. 

Euroraum und EU. In den  
2000er Jahren hatte die Europäische 
Union noch eine ausgeglichene 
Bilanz vorzuweisen. Inzwischen 

Erzeugerpreise in China kaum gestiegen 
Entwicklung der Erzeugerpreise in der Industrie des jeweiligen Landes
beziehungsweise der Region; Januar 2020 = 100

Quellen: Eurostat, Nationales Statistikbüro Chinas, Statistisches Bundesamt, U.S. Bureau of Labor Statistics,
Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd
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verbucht sie einen deutlichen 
Leistungsbilanzüberschuss. Das liegt 
vor allem daran, dass die süd- und 
osteuropäischen Mitgliedsstaaten 
ihre Investitionen zurückgefahren 
haben und dadurch ihre Salden 
stiegen. Das konnten die anderen 
Länder nicht durch rückläufige 
Überschüsse ausgleichen.

Die EU sollte deshalb das Klima 
für Investitionen weiter verbessern, 
vor allem durch einen konsequenten 
Bürokratieabbau. Mit den verstärkten 
staatlichen Investitionen in die 
Digitalisierung und den Klimaschutz, 
die mit dem Corona-Aufbaufonds 
ermöglicht wurden, bewegt sich die 
EU in der Tendenz in eine gute 
Richtung.

China. Das gilt nicht für China, wo 
der Leistungsbilanzüberschuss 
zuletzt auf 3,7 Prozent der Wirt-
schaftsleistung stieg. Auch intern ist 
das Ungleichgewicht groß. Binnen-
wirtschaftlich stehen sich in der 
Volksrepublik eine verhaltene 
heimische Nachfrage und eine aktive 
Industriepolitik gegenüber. Die Krise 
auf dem chinesischen Immobilien-
markt ist ein weiteres Problem.

Die Regierung sollte den privaten 
Konsum fördern, statt immer mehr 
Geld in die Industrie zu pumpen und 
so den Exportsektor weiter aufzu- 
blähen. Wenn der Staat etwa eine 
bessere soziale Absicherung bietet, 
müssen die Bürger nicht mehr so viel 
für schlechte Zeiten sparen.  

Die IW-Auswertung zeigt also, 
dass die globalen Ungleichgewichte 
in den vergangenen Jahren zuge-
nommen haben – das betrifft vor 
allem zwei Staaten: 

Der chinesische Leistungs- 
bilanzüberschuss ist zuletzt 
deutlich gestiegen. Gleiches gilt für 
das Leistungsbilanzdefizit der USA.

Die Leistungsbilanzen der Staaten 
lassen sich aber nicht isoliert beur-
teilen, da die Überschüsse der einen 
Länder die Defizite der anderen sind. 
Entsprechend müssen alle an mehr 
Ausgeglichenheit arbeiten, die EU 
und Deutschland aber deutlich 
weniger als die USA und vor allem 
China – schließlich zeigt sich der 
Anpassungsbedarf des Reichs der 
Mitte auch bei der unterschiedlichen 
Entwicklung der industriellen 
Erzeugerpreise (Grafik Seite 2):

Während die industriellen 
Erzeugerpreise in den USA, 
Deutschland und dem Euroraum 
zwischen Anfang 2020 und Anfang 
2026 um 32 bis 37 Prozent gestie-
gen sind, blieben sie in China 
nahezu unverändert.

Das trug maßgeblich zum großen 
Anstieg des chinesischen Leistungs-
bilanzüberschusses bei. Als Folge 
hätte die chinesische Währung Yuan 
gegenüber dem Dollar und dem Euro 
aufwerten müssen – stattdessen gab 
es nominal sogar eine leichte 
Abwertung. Wenn China seine 
Währung nicht endlich deutlich 
aufwerten lässt, bleiben die großen 
Preisnachteile Europas und der 
Vereinigten Staaten gegenüber dem 
Reich der Mitte bestehen. Diese Last 
spüren deutsche Unternehmen 
tagtäglich auf den Weltmärkten, 
wenn sie dort auf chinesische 
Konkurrenz treffen. 

Leistungsbilanz: Deutscher Überschuss sinkt  
So viel Prozent des jeweiligen Bruttoinlandsprodukts betrug der Leistungsbilanzsaldo in diesen Ländern beziehungsweise Regionen

Leistungsbilanz: Summe von Handels-, Dienstleistungs-, Primäreinkommens- und Sekundäreinkommensbilanz
Primäreinkommen: Direktinvestitionen, Wertpapieranlagen und Arbeitseinkommen aus dem Ausland
Sekundäreinkommen: grenzüberschreitende Zahlungen ohne Gegenleistung
Quellen: Statistisches Bundesamt, Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd
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Jürgen Matthes, Gero Kunath, Samina Sultan: 
Globale Ungleichgewichte 
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Die globalen wirtschaftlichen 
Ungleichgewichte waren lange nicht 
so groß wie derzeit. Dabei sinken die 
vormals recht hohen Überschüsse 
der Leistungsbilanz in Deutschland 
und der EU langfristig tendenziell, 
auch weil wir unsere Hausaufgaben 
bezüglich Investitionsankurbelung 
recht ordentlich machen. Demgegen-
über geht es in den USA nicht voran, 
in China gar in die falsche Richtung.  

Das Problem in den USA: Die 
anhaltend großen Leistungsbilanz-
defizite erhöhen die Auslands- 
verschuldung immer weiter. Wenn 
die US-Administration nicht endlich 
beginnt, den Haushalt mit Ausgaben-
kürzungen und Steuererhöhungen zu 
konsolidieren, könnten die Zweifel 
am Finanzmarkt wachsen, ob die 
hohe Staats- und Auslandsverschul-
dung der USA auf Dauer tragfähig ist. 
Nicht auszudenken, was eine 
US-Staatsschuldenkrise mit dem 
globalen Finanzmarkt und der 
Weltwirtschaft machen würde. So 
weit sind wir noch nicht, aber 
angesichts der fiskalischen Unver-
nunft und des erratischen Wirkens 
der US-Administration ist ein solches 
Szenario nicht völlig ausgeschlossen. 

Und dann ist da noch das Thema 
China. Die europäischen Leistungs- 
bilanzüberschüsse sinken auch 

Kommentar. In den Leistungsbilanzen verschiedener Wirtschafts-
mächte gab es in den vergangenen Jahren größere Verschiebungen. In 
China hat dazu vor allem die Führung des Landes beigetragen. Die EU 
muss nun entschlossen gegen die unlauteren Methoden aus dem Reich 
der Mitte vorgehen, sagt Jürgen Matthes, Außenhandelsexperte im IW.

deshalb, weil Chinas Überschüsse 
steigen und chinesische Firmen 
unseren Unternehmen weltweit 
immer mehr Marktanteile wegneh-
men. Chinas Exportmotor läuft auf 
Hochtouren, während die realen 
Importe seit Jahren stagnieren. Der 
chinesische Warenexportüberschuss 
stieg 2025 auf den Rekordwert von 
rund 1,2 Billionen Dollar. Parallel ist 
das deutsche Handelsbilanzdefizit 
mit China auf 90 Milliarden Euro 
explodiert. Es hat sich seit 2019 
vervielfacht – Tendenz steigend. 

Gewisse Leistungsbilanz- 
ungleichgewichte sind ökonomisch 
unproblematisch. Doch wenn die 
Balance so aus dem Ruder läuft, 
stimmt etwas fundamental nicht. 

Aber was genau? Manche argu-
mentieren, dass China besser 
geworden sei, also alles mit rechten 
Dingen zugehe. Mitnichten – China 
hat zwar aufgeholt, aber Peking 
spielt auch in großem Ausmaß unfair 
und das in zweifacher Weise:

Erstens sind dort die Industrie-
subventionen laut OECD um ein 
Vielfaches höher als in Europa. Rund 
60 Prozent der großen globalen 
Marktanteilsgewinne Chinas im 
Zeitraum von 2005 bis 2023 gehen 
demnach auf die erfassten Subventi-
onen zurück. 60 Prozent! Zweitens ist 

Chinas Währung stark unterbewertet 
und müsste um bis zu 40 Prozent 
zulegen, um fair bewertet zu sein. 

Subventionen und Währungs- 
verzerrungen verschaffen den 
chinesischen Firmen also überall auf 
dem Weltmarkt riesige unfaire 
Vorteile. Kein Wunder, dass sie 
deutsche und europäische Firmen 
oft um 30 bis 50 Prozent und mehr im 
Preis unterbieten können. So sieht 
kein fairer Wettbewerb aus. Chinas 
getunte Dampfwalze droht die 
europäische Industrie plattzuma-
chen. Das ist die zugespitzte Aussage 
einer aktuellen französischen Studie, 
die leider einen wahren und evidenz-
basierten Kern hat. 

Daher sollte die EU schleunigst 
Ausgleichszölle erheben, um die 
unfairen Wettbewerbsverzerrungen 
auszugleichen und wieder ein „level 
playing field“ zu schaffen, also 
Chancengleicheit herzustellen. Und 
das nicht so kleinteilig wie bisher – 
Ausgleichszölle braucht es in der 
Breite überall dort, wo europäische 
Produktion bedroht ist. Solche 
wohlkalibrierten Ausgleichszölle sind 
kein Protektionismus und haben 
nichts mit Trumpscher Willkür zu 
tun. Vielmehr sind sie wohlverstan-
dene Wettbewerbs- und damit 
Ordnungspolitik. 

„Europa muss 
sich wehren“ Fo
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Zahlen, die heutzutage unglaub-
lich klingen: Zwischen 1954 und 1969 
kamen in Westdeutschland jährlich 
mindestens 1,1 Millionen Kinder zur 
Welt. Im vereinten Deutschland 
waren es 2025 gerade einmal gut 
650.000. Das hat langfristig Auswir-
kungen auf den Arbeitsmarkt, denn 
ab einem bestimmten Zeitpunkt 
scheiden deutlich mehr ältere 
Menschen aus dem Berufsleben aus, 
als junge ihres beginnen. In diese 
Phase ist Deutschland schon vor  
einigen Jahren eingetreten. Zuletzt 
konnte die Zuwanderung aus dem 
Ausland die Lücke noch schließen.

Jetzt oder nie
Arbeitsmarkt. Der Renteneintritt der Babyboomer-Jahrgänge ist in vollem 
Gange. Gleichzeitig rücken vergleichsweise wenig junge Menschen auf den  
Arbeitsmarkt nach. Das wird ein immer größeres Problem für die Wirtschaft. Die 
Regierung muss dringend Maßnahmen einleiten, um den Effekt abzumildern.

In den kommenden Jahren wird 
sich laut IW-Bevölkerungsprognose 
allerdings insgesamt eine große 
Lücke auftun (Grafik):

Bis 2036 werden mehr als  
14,1 Millionen Babyboomer die 
Regelaltersgrenze erreichen, 
gleichzeitig rücken weniger als  
9,8 Millionen Personen nach.

Damit sinkt die Zahl der Erwerbs-
personen von 55 Millionen im 
vergangenen Jahr bis 2036 um 
knapp 7 Prozent auf 51,2 Millionen. 

Dass künftig weniger Personen im 
erwerbsfähigen Alter mehr Rentner 
mitversorgen müssen, bringt tiefgrei-

fende Veränderungen. Es drohen 
Wohlstandsverluste durch das 
sinkende Arbeitskräfteangebot, 
außerdem sind verschärfte Vertei-
lungskonflikte absehbar. Auf eine 
steigende Produktivität zu setzen, ist 
dabei allenfalls ein Hoffnungswert, 
schließlich werden die Zuwächse seit 
den 1990er Jahren in Deutschland 
immer kleiner.

Vorrangiges Ziel muss es daher 
sein, das Arbeitsvolumen hoch- 
zuhalten. Wichtig dabei ist der 
Zeitfaktor: Für Maßnahmen mit 
langem Vorlauf ist es aufgrund der 
demografischen Entwicklung zu 
spät. Die aktuelle Regierung muss 
sich darauf konzentrieren, Arbeit 
schnell attraktiver zu machen. Das 
Potenzial dafür ist da, sowohl bei 
Teilzeit- als auch bei Vollzeitkräften. 
Drei Viertel der Beschäftigten können 
sich längere Arbeitszeiten vorstellen, 
wenn die Belastung durch Steuern 
und Sozialbeiträge geringer wäre 
(siehe iwd 19/2025).

Ein weiterer Hebel ist die Zuwan-
derung von Fachkräften aus dem 
Ausland. Verbesserungsbedarf 
besteht hier vor allem bei der 
Rekrutierung, der Visavergabe und 
der Anerkennung ausländischer 
Berufserfahrung.

Druck auf den Arbeitsmarkt 
Kumulierte Eintritte in das Rentenalter und kumulierte Eintritte in das Erwerbsalter
in Deutschland     

Babyboomer: Erwerbstätige der geburtenstarken Jahrgänge 1954 bis 1969   
Quellen: Statistisches Bundesamt, Institut der deutschen Wirtscha�   
© 2026 IW Medien / iwd
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Politische Gegner werden des 
Amtes enthoben oder landen im 
Gefängnis, die Versammlungsfreiheit 
ist eingeschränkt, die Presse über-
wiegend gleichgeschaltet: Offiziell ist 
die Türkei eine parlamentarische 
Demokratie, in der Realität droht sie 
aber unter Präsident Recep Erdoǧan 
in eine Autokratie abzugleiten. 

Das geht nicht spurlos an der 
türkischen Wirtschaft vorüber. Als im 
Mai ein Gericht die Wahl von Özgür 
Özel, dem Parteichef der größten 
Oppositionspartei CHP, für ungültig 
erklärte, musste die Zentralbank 
noch am selben Tag 6 Milliarden 

Politisch problematisch, 
wirtschaftlich wichtig

Türkei. Das Land zwischen Europa und Asien ist vor allem als Urlaubsdestination  
bekannt, doch die Türkei ist auch industriell gut aufgestellt. Mit der EU und insbesondere 
mit Deutschland treibt die Türkei regen Handel – nicht zuletzt dank der Zollunion.

Dollar an Reserven verkaufen, um 
die türkische Lira zu stützen. Die ist 
ohnehin unter Druck (Grafik Seite 7): 

Die Inflationsrate in der Türkei 
beträgt derzeit rund 32 Prozent –  
in Deutschland liegt sie unter  
3 Prozent. 

Obwohl also die Rahmenbedin-
gungen nicht unbedingt ideal sind, 
ist die Türkei dennoch ein Land mit 
einer beachtlichen Wirtschafts- 
leistung: Dieses Jahr dürfte sie ein 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) von 
schätzungsweise 1,64 Billionen 
Dollar erwirtschaften, das ist mehr 
als das BIP Saudi-Arabiens. 

Anders als die deutsche wächst 
die türkische Wirtschaft auch 
vergleichsweise stark. Im Jahr 2025 
betrug das BIP-Plus 3,6 Prozent, für 
dieses Jahr sind 3,4 Prozent prognos-
tiziert. Ursache dafür ist nicht nur der 
Tourismus – mit rund 50 Millionen 
Besuchern im Jahr ist die Türkei das 
viertmeistbesuchte Land der Welt –, 
sondern auch der Umstand, dass die 
Türkei ein Industrieland ist: Rund ein 
Viertel des türkischen BIP stammt 
aus der Industrie, die vor allem 
Fahrzeuge und Fahrzeugteile produ-
ziert, aber auch Maschinen, Beklei-
dung, chemische Erzeugnisse und 

Deutsch-türkischer Warenhandel  
Für so viele Milliarden Euro führte Deutschland Waren aus der 
Türkei ein und in die Türkei aus

Quelle: Statistisches Bundesamt
© 2026 IW Medien / iwd

Quelle: TurkStat
© 2026 IW Medien / iwd

Importe Deutschlands Exporte Deutschlands

Warenhandel zwischen der EU und der Türkei
Für so viele Milliarden Euro führte die EU Waren aus der 
Türkei ein und in die Türkei aus

Importe der EU Exporte der EU

2022 2023 2024 2025 2022 2023 2024 2025

24,7 27,0 30,7 28,3 29,4
24,3 23,5 25,5

88,7
97,9 96,4 100,3 103,498,1 102,1 102,5
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Kunststoffe, Lebensmittel, Stahl und 
Metall sowie elektronische Waren.

Rund 20 Prozent der türkischen 
Waren gehen in den Export, knapp  
43 Prozent davon landen in der EU. 
Dass die Staatengemeinschaft so ein 
wichtiger Handelspartner für die 
Türkei ist, hat mehrere Gründe. So 
sind die Transportwege Richtung 
Europa mit zwei bis sieben Tagen 
kurz. Außerdem macht die 1995 
geschlossene Zollunion mit der EU 
den Warenaustausch attraktiv, da 
Industriegüter zwischen der Türkei 
und den EU-Mitgliedsstaaten ohne 
Zölle gehandelt werden können 
(Grafik Seite 6):

2025 importierte die EU Waren 
im Wert von fast 103 Milliarden 
Euro aus der Türkei, die Exporte 
dorthin lagen knapp darüber.

Unter den EU-Staaten ist der 
wichtigste türkische Handelspartner 
Deutschland. Die Bundesrepublik 
kaufte 2025 vor allem Fahrzeuge und 
Fahrzeugteile (26,5 Prozent der 
entsprechenden Importe), Textilien 
und Bekleidung (18,5 Prozent), 
Maschinen (12,1 Prozent), Nahrungs-
mittel (7,9 Prozent) sowie Elektro-
technik (5,8 Prozent) in der Türkei 
ein. Der gesamte Warenwert für alle 
Einfuhren belief sich auf annähernd 
26 Milliarden Euro. 

Umgekehrt gingen ebenfalls vor 
allem Fahrzeuge und Fahrzeugteile 
in die Türkei (25,4 Prozent der 
Exporte), gefolgt von Maschinen 
(22,9 Prozent) und chemischen 
Erzeugnissen (15 Prozent). Der Wert 
aller deutschen Exporte in die Türkei 
lag mit fast 30 Milliarden Euro leicht 
über dem Importwert.

Darüber hinaus verbindet die 
beiden Länder eine lange gemein- 
same Wirtschaftsgeschichte. So ist 
Siemens seit 160 Jahren in der Türkei 
aktiv und die Deutsche Bank finan-
zierte ab 1888 maßgeblich den Bau 
der Bagdadbahn, die Konstantinopel 
– das heutige Istanbul – mit Bagdad 

verbinden sollte. Bosch eröffnete 
seinen ersten Produktionsstandort 
schon 1910 in der türkischen Stadt 
Bursa und ist heute mit knapp  
19.000 Angestellten im Land der 
größte ausländische Arbeitgeber, 
wenngleich das Unternehmen im Mai 
angekündigt hat, dort 1.400 Arbeits-
plätze abbauen zu wollen.

Insgesamt sind derzeit mehr als 
8.000 deutsche Firmen oder 
türkische Betriebe mit deutscher 
Beteiligung in der Türkei aktiv. 

Für traditionelle Branchen wie 
Kfz-Zuliefererbetriebe oder Textil- 
unternehmen ist die Lage schwierig, 
da die Lohnkosten in der Türkei 

zuletzt stark gestiegen sind. Einige 
Textilfirmen sind deshalb bereits 
abgewandert, etwa ins günstigere 
Ägypten. Andere Branchen dagegen 
sehen Wachstumschancen. Der 
baden-württembergische Energie-
versorger EnBW baut beispielsweise 
Windkraftanlagen und E-Ladesäulen 
in der Türkei, wo 20 Prozent der 
verkauften Autos elektrisch sind. Das 
hängt nicht zuletzt mit der beliebten 
nationalen E-Automarke Togg 
zusammen – die erste Produktions-
charge von 20.000 Autos im Jahr 
2023 war so begehrt, dass sie unter 
den fast 180.000 Vorbestellungen 
verlost werden musste.

Quellen: Internationaler Währungsfonds, OECD, Statistisches Bundesamt, TurkStat
© 2026 IW Medien / iwd

Verbraucherpreise: Anfang April 2026; Arbeitslosenquote: März 2026
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in Millionen

Bruttoinlandsprodukt 
in Milliarden Dollar

Bruttoinlandsprodukt 
je Einwohner in Dollar

Verbraucherpreise
Veränderung gegenüber 
Vorjahr in Prozent

Arbeitslosenquote
in Prozent

Türkei Zum Vergleich: Deutschland

86,1 83,5

Türkei in Zahlen
im Jahr 2025

1.5971.597

18.611

32,4 2,9

8,1 4,0

5.0485.048

60.439



Das Wohnen
Tatsächliche beziehungsweise unterstellte Zahlungen 
für die Miete von Wohnraum, Instandhaltung, 
Reparatur und Sicherheit der Wohnung, Wasser, 
Elektrizität, Gas und andere Brennsto�e

Die Mobilität
Kauf von Fahrzeugen, Betrieb von privaten Verkehrsmitteln, Personenverkehrsdienste, Transportdienstleistungen für Waren

Die Freizeit
Freizeitgebrauchsgüter und -artikel, Gartenartikel und Heimtiere, Freizeitdienstleistungen,
Kulturgüter und -dienstleistungen, Zeitungen, Bücher und Schreibwaren, Pauschalreisen

Essen und Trinken

Kleidung und Schuhe

Tschechien

Rumänien

Bulgarien

Lettland

…

Deutschland

…

Österreich

Irland

Luxemburg

Rumänien

Italien

Zypern

…

Deutschland

…

Griechenland

Spanien

Frankreich

32,1

Finnland

29,6

Dänemark

28,5

...

...

...

...Deutschland

DeutschlandSlowenien Litauen Irland Kroatien Slowakei

LettlandDeutschland Schweden Polen Portugal Rumänien

23,3

Lettland

15,8

Malta

15,2 14,4

7,7

5,3

5,2

4,0

3,3

3,3

2,9

Kroatien

9,6

2,6
4,84,9

9,29,5

17,0 15,2 14,2 9,9 8,2 5,8
Quelle: Eurostat   
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So viel Prozent ihres Budgets gaben 

die privaten Haushalte in der EU im 

Jahr 2024 für diese Posten aus
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Konsum. Essen, wohnen, sich anziehen – das muss 
jeder. Aber sobald mehr Geld da ist, als für die Grund- 
bedürfnisse erforderlich ist, wird auch in Autos, Fußball- 
tickets und Haustiere investiert. Deutschland ist trotz der 
schleppenden Wirtschaftsentwicklung ein wohlhabendes 
Land innerhalb der EU – und daher können es sich die 
hiesigen Verbraucher leisten, rund 10 Prozent ihrer 
Konsumausgaben für Sport, Kultur und Erholung auszu-
geben. Allein für Pauschalreisen wenden die Deutschen 
im Schnitt fast 2 Prozent des Budgets auf – diesen Wert 
erreicht EU-weit sonst nur Slowenien. Auch die Mobilität 
ist vielen einiges wert: Rund 14 Prozent der Konsum- 
ausgaben fließen in der Bundesrepublik in den Erwerb 

Wo geht all das Geld hin?
und das Betreiben von Pkw sowie in Transportdienstleis-
tungen, nur Litauen und Slowenien kommen auf höhere 
Werte. Der größte Posten entfällt in Deutschland auf das 
Wohnen, im Schnitt geht dafür annähernd ein Viertel des 
Haushaltsbudgets drauf. Und obwohl die Lebensmittel-
preise seit der Coronapandemie vergleichsweise stark 
gestiegen sind, geben Verbraucher in Deutschland nur 
gut 11 Prozent ihres Budgets für Essen und alkoholfreie 
Getränke aus. 

IW-Kurzbericht
Galina Kolev-Schaefer: Private Konsumausgaben in der EU: 
Zwischen Kaufkraft-Gefälle und neuen Trends
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Die stark gestiegenen 
Nahrungsmittelpreise sind für 
viele Bundesbürger ein großes 
Thema, dabei wenden die Men-
schen in Rumänien und Bulgarien 
im Vergleich gut das Doppelte ihres 
Budgets für Lebensmittel auf. Wie 
kann das sein?

Das liegt am unterschiedlichen 
Entwicklungsstand der Länder. 
Deutschland hat ein deutlich höhe-
res Pro-Kopf-Einkommen, die 
Menschen können sich deshalb 
hierzulande mehr leisten und fragen 
mehr Luxusgüter nach. Die Bulgaren 
und Rumänen müssen dagegen  
erst mal schauen, dass sie ihre 
Grundbedürfnisse befriedigen – und 
dazu gehören nun mal Lebensmittel, 
die dann einen größeren Anteil an 
den Ausgaben ausmachen. 

Dann überraschen die Ausgaben 
für Kleidung und Schuhe: Ausge-
rechnet das wohlhabende  
Designerland Frankreich weist 
dafür mit knapp 3 Prozent EU-weit 
den geringsten Wert auf. Kaufen 
die Franzosen nur Fast Fashion? 

Frankreich ist nicht dafür be-
kannt, dass man dort günstig 
shoppen gehen kann. Und die Preise 
für Kleidung und Schuhe sind dort in 

Interview. In Deutschland geben die Menschen im Vergleich zu 
anderen EU-Staaten mehr Geld für Autos und Freizeitaktivitäten aus. 
Dafür spielen Nahrungsmittel und Wohnkosten hierzulande eine ver-
gleichsweise geringere finanzielle Rolle. Warum sich die EU-Bürger so in 
ihren Konsumausgaben unterscheiden, erklärt Galina Kolev-Schaefer, 
Senior Economist für Handelspolitik und Auslandskonjunktur im IW.

den vergangenen Jahren nicht ge- 
sunken, sodass diese Zahl auch für 
mich eine der überraschendsten der 
Studie ist. 

Rumänen investieren dagegen 
fast 8 Prozent ihrer Konsum- 
ausgaben in Textilien. Gibt es dafür 
einen Grund?

Zu einem wesentlichen Teil liegt 
das an der Preisentwicklung für 
diese Produkte, gerade in Rumänien 
beobachten wir hier einen deutli-
chen Anstieg in den vergangenen 
Jahren. Das hat dazu geführt, dass 
sich der Anteil für Bekleidung an den 
Konsumausgaben vergrößert hat.

Die Bundesbürger geben relativ 
viel Geld für den Verkehrssektor 
aus. Könnte man sie nicht entlas-
ten, indem man das ursprüngliche 
Deutschlandticket wieder einführt 
oder wie in der Slowakei das 
Bahnfahren für junge und alte 
Menschen kostenlos macht?

Bei den Verkehrsausgaben 
entfällt der größte Anteil in Deutsch-
land auf den Kauf und das Betreiben 
von Fahrzeugen. Bei den Personen-
verkehrsdienstleistungen gehören 
wir nicht unbedingt zu den Ländern 
mit den höchsten Anteilen an den 
Konsumausgaben.

Also kaufen sich die Deutschen 
einfach gerne mehr Autos als 
Slowaken?

Oder teurere. In Deutschland 
kann man es sich auf jeden Fall eher 
leisten, hochwertigere Autos zu 
kaufen, als das in der Slowakei oder 
in anderen osteuropäischen Ländern 
der Fall ist.

Solange die deutschen Verbrau-
cher bei den Ausgabenanteilen für 
Freizeitbeschäftigungen an der 
Spitze stehen, ist doch hierzulande 
alles in Butter, oder nicht? 

Es gibt viele berechtigte Gründe, 
über Deutschland zu meckern: die 
Bürokratie, der Digitalisierungs-
rückstand, teilweise das Schulsystem 
oder die Infrastruktur insgesamt mit 
ihren zahlreichen Baustellen. Wir 
müssen aber anerkennen, dass wir 
weiterhin ein Land mit einem sehr 
hohen Wohlstand sind. Das kann 
man gut an den Freizeitausgaben 
erkennen. So geben die Deutschen 
beispielsweise relativ viel Geld für 
Gartenpflanzen aus, was sich seit der 
Coronapandemie sogar noch ver-
stärkt hat. Das sind Einkäufe, die 
man sich nicht leisten kann, wenn 
das ganze Geld für die Grundbedürf-
nisse gebraucht wird. 

„Wir sind weiterhin ein 
wohlhabendes Land“  F
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Der Zustand der Infrastruktur in Deutschland ist 
schlecht. Das belastet Unternehmen und Bürger im 
ganzen Land. Mithilfe des 500 Milliarden Euro schweren 
Sondervermögens soll sich das in den kommenden 
Jahren ändern. Neben Geld ist aber vor allem eines 
zentral: genügend Personal für die Umsetzung. Das gilt 
insbesondere für die kommunalen Bauämter, denn dort 
werden die meisten Projekte umgesetzt (Grafik):

Im Jahr 2024 waren fast 65 Prozent aller öffent- 
lichen Bauvorhaben kommunaler Natur.

Von der Planung über den Bau bis hin zur Instandhal-
tung – zuständig für kommunale Bauprojekte sind die 
jeweiligen Bauämter. Eine wichtige Rolle kommt dabei 
den Bauamtsleitern zu. Die Kommunen haben aber 
große Probleme, diese Stellen zu besetzen, wie eine 
IW-Auswertung zeigt:

Im Jahr 2025 waren bundesweit 124 Bauamts- 
leitungen ausgeschrieben. Vor der Coronapandemie 
waren es nur 55.

Ein Indiz für die zunehmenden Schwierigkeiten bei 
der Besetzung ist auch die Ausschreibungsdauer. Im Jahr 
2019 waren entsprechende Stellen im Median 34 Tage 
lang ausgeschrieben, inzwischen sind es 38 Tage. 

Darüber hinaus macht den öffentlichen Stellen die 
Konkurrenz aus der Privatwirtschaft zu schaffen. Vor 
allem Kommunen im ländlichen Raum können bei der 
Bezahlung nicht mithalten. Der demografische Wandel 
wird zudem die Suche nach geeignetem Personal in den 
kommenden Jahren weiter verschärfen. 

Um den Mangel zu kompensieren, müssen sich die 
kommunalen Bauämter daher bemühen, effizienter zu 
arbeiten. Dabei brauchen sie zwingend Hilfe von Bund 
und Ländern, denn diese sind für die umzusetzenden 
Vorschriften verantwortlich. Wie es gehen kann, zeigt ein 
Beispiel aus Nordrhein-Westfalen: Das Bundesland hat 
das Regelwerk für den Stahlbau im vergangenen Jahr 
von 1.300 Seiten auf 159 Seiten reduziert. Das entlastet 
die Bauämter.

Baustelle Bauamt
Infrastruktur. Mit dem Sondervermögen der Bundesregierung soll die Infrastruktur in 
Deutschland wieder fit gemacht werden. Doch in wichtigen Bereichen in den kommunalen 
Bauämtern fehlt Personal. Der Mangel an diesen kritischen Stellen ist zuletzt größer geworden.

Zudem können sich die Kommunen zu einer stärkeren 
Zusammenarbeit verpflichten. Das beginnt mit einem 
institutionalisierten Erfahrungsaustausch zwischen jenen 
Kommunen, die ähnliche Projekte abwickeln müssen, 
und endet mit der Bündelung von Aufgaben über die 
Grenzen der Gemeinden hinweg.

14,1

Kommunen wickeln die meisten 
Bauvergaben ab   
Kommunaler Anteil an den ö�entlichen Bauvergaben 
in Deutschland in Prozent

Quelle: Statistisches Bundesamt 
© 2026 IW Medien / iwd

2022 2021 2023 2024 

Zahl Volumen

61,7 63,0 63,4 64,9

43,8 47,3 44,2 44,5

Aus IW-Trends 2/2026
Thomas Puls, Jan-Felix Engler: Schwierige Besetzung der  
Leitungsposten in kommunalen Bauämtern
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Eine starke Säule der deutschen Volkswirtschaft 
bröckelt: Die Industrie leidet nach krisengeplagten 
Jahren stark unter der anhaltenden konjunkturellen 
Schwäche. Tausende Jobs gehen jeden Monat verloren, 
der Anteil des Verarbeitenden Gewerbes an der Brutto-
wertschöpfung ist 2025 auf den niedrigsten Stand seit 
der Finanzkrise 2009 gefallen.

Die Metall- und Elektro-Industrie als wichtigste 
Branche der Industrie – fast vier Millionen Beschäftigte 
erwirtschaften hier rund 14 Prozent des deutschen 
Bruttoinlandsprodukts – trägt einen Großteil dieser Last:

Zwischen 2018 und 2024 ist die Produktion in der 
M+E-Industrie jährlich um durchschnittlich  
2,3 Prozent gesunken, die Beschäftigung ging jedes 
Jahr im Schnitt um 0,3 Prozent zurück.

Die Branche steht seit geraumer Zeit von zwei Seiten 
unter Druck. Zum einen ist die Globalisierung ins Stocken 
geraten. Höhere Zollsätze und neue Exportbeschränkun-
gen lassen den weltweiten Handel mit Metall- und 
Elektroprodukten nur langsam wachsen. Außerdem ist 
die staatlich gestützte Konkurrenz aus China auf den 
Absatzmärkten weltweit im Vorteil.

Zum anderen kennen die Kosten für die Betriebe am 
heimischen Standort in den vergangenen Jahren nur 
eine Richtung (Grafik Seite 13):

Die höheren Arbeitskosten bei ausbleibenden 
Produktivitätszuwächsen sorgen dafür, dass die 
Lohnstückkosten seit 2022 deutlich gestiegen sind.

Aber nicht nur die höheren Arbeitnehmerentgelte bei 
ausbleibenden Produktivitätsgewinnen setzen den 
Betrieben zu. Gleich eine ganze Reihe von negativen 
Entwicklungen belasten die Branche:

Unternehmensteuern. Die Bundesrepublik ist seit 
Langem ein Hochsteuerland für Unternehmen. Schon im 
Jahr 2014 war der Steuersatz etwa 20 Prozent höher als 
im internationalen Durchschnitt, inzwischen sind es rund 

Wer soll das bezahlen?
Metall- und Elektro-Industrie. Die Rezession in Deutschland trifft auch die Betriebe der 
Metall- und Elektro-Industrie mit voller Wucht. Die ausufernden Kosten und der hohe Büro-
kratieaufwand machen es den ansässigen Unternehmen zudem immer schwerer, am Standort 
Deutschland zu produzieren. Die Politik muss der fortschreitenden Deindustrialisierung  
dringend mit weitreichenden Reformen begegnen.

Die deutsche M+E-Industrie:
(Kosten-)Druck von allen Seiten

2015

2024

2015

2023

2015

2024

2016

2024

Unternehmensteuern
Indexwerte, Mittelwert = 100

Quellen: Europäische Investitionsbank, International Energy Agency, OECD,
Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Bürokratie: Unternehmen sehen Regulierung als größeres Investitionshemmnis, 
USA 2016: Wert von 2019

Deutschland

121
132

135
149

12

45

93

211

USA

92
96

104
126

47

68

102
100

Stromkosten
Indexwerte, Mittelwert = 100

Langfristige Zinssätze
Indexwerte, Mittelwert = 100

Bürokratie
Indexwerte, Mittelwert = 100

158
113

65

45

63

82

55

94

EU

Zinsen für Staatsanleihen mit zehnjähriger Laufzeit

Mittelwerte: gebildet aus den 45 betrachteten Industrie- und Schwellenländern;
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33 Prozent. Im Vergleich von 45 Industrie- und Schwel-
lenländern landet die Bundesrepublik im Steuerranking 
nur auf Platz 42. Besonders gravierend: Die USA als einer 
der großen Konkurrenten haben ihre Steuern seit 2014 
um mehr als 13 Prozentpunkte gesenkt.

Energie. Strom ist für die M+E-Betriebe die wichtigste 
Energiequelle. Daher hat die Branche aufgrund der 
hohen Stromkosten einen Wettbewerbsnachteil gegen-
über der internationalen Konkurrenz (Grafik Seite 12). 

Die Schere ist seit dem russischen Angriffskrieg auf 
die Ukraine weiter aufgegangen. Im Jahr 2024 kostete 
eine Kilowattstunde Strom für die deutsche Industrie 
knapp 25 Cent. Die Betriebe in den USA produzieren mit 
einem Preis von gut 7 Cent je Kilowattstunde Strom.

Kapitalmarkt. Lange Zeit sorgte ein Umfeld aus 
geringer Staatsverschuldung, dem Prinzip der Sozialen 
Marktwirtschaft und hoher Wirtschaftskraft in Deutsch-
land für niedrige Zinsen und gute Möglichkeiten zur 
Finanzierung. Seit 2015 sind die Zinssätze in der Bundes-
republik prozentual aber stärker gestiegen als im Schnitt 
der 45 betrachteten Industrie- und Schwellenländer.

Bürokratie. Regulierungen, Berichtspflichten, 
Einschränkungen – der Anteil der Unternehmen, die die 
Bürokratie als größeres Hemmnis für Investitionen 
sehen, ist in Deutschland viel höher als im Rest der EU 
und den USA. Zuletzt gab es in der Bundesrepublik dabei 
sogar einen massiven Anstieg von betroffenen Betrieben.

Angesichts dieser Fülle an Wettbewerbsnachteilen ist 
es absehbar, dass die Industrie und speziell die Metall- 
und Elektro-Industrie weiter schrumpft, wenn nicht 
schleunigst gegengesteuert wird. Die Politik muss den 
Standort stärken und hat dafür mehrere Ansatzpunkte:

	y Lohnnebenkosten senken. Die hohen Sozialbeiträge 
belasten sowohl die Unternehmen als auch die Arbeit-
nehmer. Grundlegende Reformen sind nötig, ansonsten 
laufen die Kosten noch weiter aus dem Ruder. 

	y Bürokratie abbauen. Um die Unternehmen zu entlas-
ten, ist es wichtig, zeitnah die Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren zu beschleunigen und zu vereinfachen. 
Eine stärkere Digitalisierung staatlicher Stellen käme den 
Betrieben ebenso entgegen.

	y Wettbewerb gewährleisten. Chinesische Unterneh-
men haben international durch ihre massive staatliche 
Subventionierung deutliche Kostenvorteile und verzer-
ren den Wettbewerb. Deutschland und die EU müssen 
sich noch stärker für eine faire und regelbasierte interna-
tionale Wettbewerbsordnung einsetzen und gleichzeitig 
den EU-Binnenmarkt weiter stärken.

Teurer Standort
Metall- und Elektro-Industrie in Deutschland;
2015 = 100

Arbeitnehmerentgelt je Stunde
Produktivität

Lohnstückkosten

Quellen: Statistisches Bundesamt, Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd    

Lohnstückkosten: Verhältnis von Arbeitskosten je Beschä�igtenstunde in Euro zur Produktivität; 
Produktivität: Bruttowertschöpfung je geleistete Stunde in Euro;   
2024: Schätzung anhand von Obergruppen     
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Gutachten
Cornelius Bähr, Felix Heyer, Thorsten Lang, Marco Trenz:  
Zwölfter Strukturbericht für die M+E-Industrie in Deutschland



Vorprodukte der
Chemie- und
Kunststo�ndustrie

Vorprodukt in
Industrie und Bau

Schwefelsäure 
in Nickel-, 
Kupfer- und
Kobaltverar-
beitung

Schwefelsäure
in Düngemittel-
produktion
(Phosphat-
dünger)

Erdgas als
Vorprodukt von
Sticksto�dünger

Schwefel-
säure aus
Erdölent-
schwefelung

Strom- und
Wärmemarkt:
LNG

Transport:
Benzin, Diesel,
Kerosin

Produktion 
von Halbleitern

Blockade der Straße von Hormus und ihre Folgen  
So viel Prozent der weltweiten Exporte dieser Güter stammen aus der Golfregion    

Quellen: Deutsche Rohsto�agentur, 
International Aluminium, 
International Fertilizer Association, 
Institut der deutschen Wirtscha� 
© 2026 IW Medien / iwd

Aluminium: Anteil an weltweiter Produktion  
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Diskussionen um Spritpreise, 
Debatten über die Füllstände der 
Gasspeicher, die Möglichkeit, dass 
der Kerosinmangel zu Flugausfällen 
führt – seit Beginn des Iran-Kriegs 
dominiert in Deutschland die Sorge 
um Engpässe bei fossilen Brennstof-
fen. Aber nicht nur Öl- und Gas- 
transporte auf dem Seeweg bleiben 
aufgrund der Blockade der zentralen 
Wasserstraße durch die Golfregion 
aus. Auch die Lieferungen anderer 
wichtiger Rohstoffe und Produkte 
sind eingeschränkt – teils in noch 
größerem Maß als für die fossilen 
Brennstoffe (Grafik). Ein Überblick:

Aluminium. Die Staaten des 
Golf-Kooperationsrats (GCC) – das 
sind Saudi-Arabien, die Vereinigten 
Arabischen Emirate, Katar, Oman, 
Bahrain und Kuwait – vereinen rund 
9 Prozent der weltweiten Produktion 
von Primäraluminium auf sich. 

Die Seeblockade behindert 
sowohl die Belieferung als auch den 
Abtransport des Aluminiums aus den 
Golfstaaten: 

Die Länder des GCC produzier-
ten im April 2026 rund 35 Prozent 
weniger Aluminium als im  
Vorjahresmonat. 

Andere Weltregionen kompensie-
ren derzeit den Produktionsausfall – 
allerdings zu höheren Kosten, die 
sich im höheren Weltmarktpreis für 
Aluminium widerspiegeln.

Das kollektive Nadelöhr
Rohstoffe. Seit Beginn des Iran-Kriegs ist die wichtige Seeverbindung durch die Straße 
von Hormus so gut wie unpassierbar. Davon sind nicht nur Gas- und Öltransporte  
betroffen, sondern auch Lieferungen für andere wichtige Produkte und Rohstoffe. Das hat 
weitreichende Folgen für die globale Wirtschaft.

Düngemittel. Erdgasvorkommen 
und geringe Energiekosten machen 
den Golf zu einem günstigen Stand-
ort für die Produktion von Stickstoff-
dünger. Gut 40 Prozent der globalen 
Exporte von Harnstoff und rund  
30 Prozent von Diammonium- 
Phosphat und Ammoniak kommen 
aus der Region. 

Eine andauernde Blockade der 
Straße von Hormus hätte drastische 
Folgen für die globale Ernährungs- 
sicherheit. Verzögerte Düngemittel- 
lieferungen führen zu geringeren 
Ernten und einem niedrigeren 
Nahrungsmittelangebot im zweiten 
Halbjahr 2026 und im Jahr 2027. 
Besonders betroffen davon wären 
Afrika und Asien.

Schwefel. Als Nebenprodukt lässt 
sich Schwefel bei der Aufarbeitung 
von Erdöl und Erdgas gewinnen. Zu 
den weltweit größten Schwefel- 
produzenten gehören Katar und 
Saudi-Arabien. 

Insgesamt stammen rund  
25 Prozent der weltweiten  
Produktion und rund 50 Prozent 
der weltweiten Exporte von 
Schwefel aus der Golfregion. 

Der Rohstoff wird in Form von 
Schwefelsäure in der Produktion von 
Metallen wie Kobalt, Kupfer und 
Nickel und in der Herstellung von 
Phosphatdünger eingesetzt. Zu den 
größten Importeuren von Schwefel 

aus den Golfstaaten zählen Marokko 
und Indonesien. Bleiben weiterhin 
die Lieferungen aus, drohen dort 
Produktionsausfälle, die wiederum 
die Herstellung von Autobatterien 
oder Lebensmitteln negativ beein-
flussen können.

Helium. Katar ist mit einem Anteil 
von 35 Prozent einer der größten 
Heliumproduzenten. Auf der Export-
seite liegt der Anteil mit 40 Prozent 
sogar noch höher, überwiegend 
beliefert Katar asiatische Länder und 
Europa. Das Edelgas ist vor allem für 
die Produktion von Halbleitern 
wichtig, aus denen wiederum 
Mikrochips hergestellt werden.

Chemische Vorprodukte. Wie 
umfangreich die Kettenreaktionen 
aufgrund der Blockade der Straße 
von Hormus sind, zeigt der Blick auf 
die chemischen Vorprodukte. Zu den 
aus Erdöl und Erdgas hergestellten 
Vorprodukten zählen Polyethylen 
(PE) und Polypropylen (PP). Diese 
werden wiederum in der chemischen 
Industrie zu weiteren Vorprodukten 
– zum Beispiel zu Verpackungen oder 
zu Kunststoffteilen für die Automobil-
industrie – weiterverarbeitet. 

Rund 45 Prozent des globalen 
PE- und PP-Handels haben ihren 
Ursprung in der Golfregion. 

Deutschland und Europa müssen 
jeweils etwa rund 30 Prozent ihres 
Bedarfs an PE und PP durch Importe 
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Blockade der Straße von Hormus und ihre Folgen  
So viel Prozent der weltweiten Exporte dieser Güter stammen aus der Golfregion    

Quellen: Deutsche Rohsto�agentur, 
International Aluminium, 
International Fertilizer Association, 
Institut der deutschen Wirtscha� 
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Aluminium: Anteil an weltweiter Produktion  
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decken. Diese stammten bisher 
überwiegend aus den Golfstaaten.
Die Folgen der ausbleibenden 
Lieferungen sind bereits zu sehen: 
Der Anteil der Unternehmen mit 
Engpässen bei Vorprodukten stieg 
hierzulande von April bis Mai um  
2 Prozentpunkte auf 15,9 Prozent. 
Besonders betroffen sind die 
chemische Industrie, die Hersteller 
von Gummi- und Kunststoffwaren 
und die Elektroindustrie.

Zwar können höhere Preise und 
eine größere Zahlungsbereitschaft 
dazu führen, dass die Produktion 
sich an anderen Standorten in der 
Welt lohnt. Dennoch bleibt festzuhal-
ten, dass die Verwerfungen in den 
Lieferketten durch die Blockade am 
Golf die weltweite Produktion vieler 
Güter auf Dauer belastet wird. 
Geringere Wachstumsprognosen – 
sowohl national als auch global – 
sind bereits Ausdruck davon. 

Der Konflikt zwischen den USA 
und Israel auf der einen und dem 
Iran auf der anderen Seite muss 
daher im Interesse aller dringend 
dauerhaft beigelegt werden. 
Deutschland und die EU sollten sich 
verstärkt für eine langfristige Lösung 
einsetzen.
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Prozent der 25- bis 34-Jährigen in 
Deutschland hatten im Jahr 2025 
einen hohen Bildungsabschluss wie 
Bachelor, Master oder Meister. Damit 
ist ihr Anteil in dieser Altersgruppe 
in den vergangenen zehn Jahren 
um gut 11 Prozentpunkte gestiegen. 
Setzt sich der bisherige Trend fort, 
dürfte die Bundesrepublik laut des 
nationalen Bildungsberichts den 
von der EU für den europäischen 
Bildungsraum bis 2030 angestrebten 
Zielwert von 45 Prozent erreichen. 
Die Verschiebung der vergangenen 
Jahre geht dabei fast ausschließlich 
auf den Rückgang der mittleren  
Qualifikationen zurück – der Anteil 
der jungen Menschen in Deutsch-
land, deren höchster Abschluss eine 
abgeschlossene Berufsausbildung 
oder die Hochschulreife ist, ist seit 
2015 um rund 13 Prozentpunkte auf 
45 Prozent gefallen. Leicht gewach-
sen ist hierzulande dagegen zuletzt 
der Anteil der jungen Menschen 
mit niedrigem Bildungsabschluss, 
also einem Haupt- oder Realschul-
abschluss ohne anschließenden 
beruflichen Abschluss. Diese Gruppe 
machte 2025 rund 14 Prozent der  
25- bis 34-Jährigen aus. 

497,4 Millionen Gästeübernachtungen zählte die Tourismusbranche im Jahr 
2025 in Deutschland – das waren 1,5 Millionen mehr als im Vorjahr und so 
viele wie nie zuvor. Rund 17 Prozent der Übernachtungen entfielen auf Gäste 
aus dem Ausland. Besonders beliebt war Deutschland als Urlaubsziel unter 
den Niederländern, die mit 11,7 Millionen Übernachtungen die größte 
ausländische Gästegruppe ausmachten. Auf Platz zwei stand mit den USA 
das einzige außereuropäische Land in den Top Ten, gefolgt von der Schweiz. 
Unabhängig von ihrer Herkunft verteilen sich die Reisenden recht ungleich-
mäßig auf Deutschland. Den Bundesländervergleich führt Bayern an – rund 
ein Fünftel aller Gästeübernachtungen gab es im vergangenen Jahr im 
Freistaat. Dahinter folgten Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen, die 
jeweils gut 11 Prozent der Übernachtungen auf sich vereinten. 

Top-Liste:  
Die Welt zu Gast in Deutschland

Zahl der Woche

Urlaub in Deutschland: Woher die Menschen kommen
Zahl der Übernachtungen von Gästen aus diesen Ländern in Beherbergungsbetrieben 
in Deutschland im Jahr 2025 in Millionen

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Beherbergungsbetriebe: ab zehn Betten, inklusive Campingplätze ab zehn Stellplätzen
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